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Bonn, den 2, Juni 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf einer Bundes-Tierärzteordnung 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Gesundheitswesen. 

Der Bundesrat hat in seiner 267. Sitzung vom 20. März 1964 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 
Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zu- 
stimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Verkehr 

Seebohm 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf einer Bundes-Tierärzteordnung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Der Tierarzt hat die Aufgabe, Leiden und 
Krankheiten der Tiere zu verhüten, zu lindern und 
zu heilen, zur Erhaltung und Entwicklung eines 
leistungsfähigen Tierbestandes beizutragen, auf eine 
Steigerung der Güte von Lebensmitteln tierischer 
Herkunft hinzuwirken und den Menschen vor Ge- 
fahren und Schädigungen durch Tierkrankheiten so- 
wie durch Lebensmittel und Erzeugnisse tierischer 
Herkunft zu schützen. 

(2) Die Ausübung des tierärztlichen Berufs ist 
kein Gewerbe. 

§ 2 

(1) Wer im Geltungsbereich dieses Gesetzes den 
tierärztlichen Beruf ausüben will, bedarf der Be- 
stallung als Tierarzt. 

(2) Die vorübergehende Ausübung des tierärzt- 
lichen Berufs im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
ist auch auf Grund einer Erlaubnis zulässig. 

(3) Für die Ausübung des tierärztlichen Berufs in 
Grenzgebieten durch im Inland nicht niedergelas- 
sene Tierärzte gelten die hierfür abgeschlossenen 
zwischenstaatlichen Verträge. 

§ 3 

Die Berufsbezeichnung „Tierarzt" oder „Tier- 
ärztin" darf nur führen, wer als Tierarzt bestallt 
oder nach § 2 Abs. 2 oder 3 zur Ausübung des tier- 
ärztlichen Berufs befugt ist. 

§ 4 

(1) Die Bestallung als Tierarzt ist auf Antrag zu 
erteilen, wenn der Antragsteller 

1. Deutscher im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes oder heimatloser Auslän- 
der im Sinne des Gesetzes über die Rechts- 
stellung heimatloser Ausländer im Bun- 
desgebiet vom 25. April 1951 (Bundesge- 
setzbl. I S. 269) ist, 

2. die bürgerlichen Ehrenrechte besitzt, 

3. (Sich nicht eines Verhaltens schuldig ge- 
macht hat, aus dem sich die Unwürdigkeit 
oder Unzuverlässigkeit zur Ausübung des 
(tierärztlichen Berufs ergibt, 

4. nicht wegen eines körperlichen Gebre- 
chens oder wegen Schwäche seiner geisti- 
gen oder körperlichen Kräfte oder wegen 
einer Sucht zur Ausübung des tierärzt- 
lichen Berufs unfähig oder ungeeignet ist. 


5. nach einem Studium von mindestens zehn 

Semestern 

a) die Tierärztliche Prüfung bestanden 
und danach 

b) eine Veterinärassistentenzeit von sechs 
Monaten abgeleistet hat. 

Eine in der Sowjetischen Besatzungszone Deutsch- 
lands oder im Sowjetsektor von Berlin erworbene 
abgeschlossene Ausbildung für die Ausübung des 
tierärztlichen Berufs gilt als Ausbildung im Sinne 
der Nummer 5, es sei denn, daß die Gleichwertig- 
keit des Ausbildungsstandes nicht gegeben ist. 

(2) Ist die Voraussetzung des Absatzes 1 Nr. 5 
nicht erfüllt, so kann die Bestallung als Tierarzt er- 
teilt werden, wenn der Antragsteller eine abge- 
schlossene Ausbildung für die Ausübung des tier- 
ärztlichen Berufs erworben hat und die Gleichwer- 
tigkeit des Ausbildungsstandes gegeben ist. 

(3) Ist die Voraussetzung des Absatzes 1 Nr. 1 
nicht erfüllt, so darf die Bestallung als Tierarzt nur 
erteilt werden, wenn dies im öffentlichen Interesse 
liegt oder die Versagung eine außergewöhnliche 
Härte darstellen würde und der Antragsteller, so- 
fern er zugleich die Voraussetzungen des Absatzes 1 
Nr. 5 nicht erfüllt, eine abgeschlossene Ausbildung 
für die Ausübung des tierärztlichen Berufs erworben 
hat und die Gleichwertigkeit des Ausbildungsstan- 
des gegeben ist. 

(4) Soll die Erteilung der Bestallung wegen Feh- 
lens einer der in Absatz 1 Nr. 3 und 4 genannten 
Voraussetzungen abgelehnt werden, so ist der An- 
tragsteller oder sein gesetzlicher Vertreter vorher zu 
hören. 

(5) Ist gegen den Antragsteller wegen des Ver- 
dachts einer strafbaren Handlung, aus der sich seine 
Unwürdigkeit oder Unzuverlässigkeit zur Ausübung 
des tierärztlichen Berufs ergeben könnte, ein Straf- 
verfahren eingeleitet, so kann die Entscheidung 
über den Antrag auf Erteilung der Bestallung bis 
zur Beendigung des Strafverfahrens ausgesetzt wer- 
den. 

§ 5 

Die Bundesregierung regelt durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates in einer Be- 
stallungsordnung für Tierärzte die Mindestanforde- 
rungen an das veterinärmedizinische Studium, das 
Nähere über die Tierärztliche Prüfung, die Veteri- 
närassistentenzeit und die Bestallung sowie die Prü- 
fungsgebühren. Dabei darf die Zulassung zur Tier- 
ärztlichen Prüfung vom Bestehen höchstens zweier 
Vorprüfungen abhängig gemacht werden. 

§ 6 ' 

Die Veterinärassistentenzeit ist bei Tierärzten, die 
eine eigene Praxis betreiben oder in tierärztlich ge- 


2 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode Drucksache IV/2294 


leiteten Tierkliniken unter der verantwortlichen Lei- 
tung des Praxisinhabers oder Klinikleiters abzulei- 
sten. Hierbei darf der Veterinärassistent auch Tier- 
ärzten vorbehaltene Tätigkeiten ausüben, soweit er 
unter der Aufsicht oder nach Anleitung des Tier- 
arztes tätig wird, 

§ 7 

(1) Zur Ausübung des tierärztlichen Berufs als 
Fachtierarzt ist nur berechtigt, wer von der zustän- 
digen Behörde oder Stelle als 

1. Faditierarzt für kleine Haustiere, 

2. Fachtierarzt für Geflügel, 

3. Fachtierarzt für Haustierbesamung, 

Genetik und 

Sterilitätsbekämpfung, 

4. Fachtierarzt für Mikrobiologie und 

Laboratoriumsdiagnostik, 

5. Fachtierarzt für Lebensmittelhygiene, 

6. Fachtierarzt für Schlachthofwesen, 

7. Fachtierarzt für Milchhygiene, 

8. Fachtierarzt für Tierernährung, 

9. Fachtierarzt für Pharmakologie oder 

10. Fachtierarzt für Tropen Veterinärmedizin 

anerkannt worden ist und eine außerhalb seines 
fachtierärztlichen Gebietes liegende tierärztliche 
Tätigkeit, von Ausnahmefällen abgesehen, nicht aus- 
übt. 

(2) Die Anerkennung als Fachtierarzt ist zu er- 
teilen, wenn der Antragsteller eine vierjährige Tä- 
tigkeit nach den Vorschriften der Fachtierarztord- 
nung abgeleistet hat. 

(3) Die Bundesregierung regelt durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates in einer 
Fachtierarztordnung Art und Dauer der Tätigkeiten, 
die vor der Anerkennung als Fachtierarzt auf be- 
stimmten Fachgebieten und in bestimmten Einrich- 
tungen abzuleisten sind, das Nähere über das Ver- 
fahren der Anerkennung und die zu entrichtenden 
Gebühren. 

§ 8 

Die Bestallung ist zurückzunehmen, wenn 

1. bei ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen 
des § 4 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 Buchstabe a zu Un- 
recht als gegeben angenommen worden ist oder 

2. eine der Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 Nr. 2 
und 3 nicht mehr gegeben ist. 

§ 9 

(1) Die Bestallung kann zurückgenommen werden, 
wenn 

1. bei ihrer Erteilung eine der Voraussetzun- 
gen des § 4 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr, 5 Buch- 
stabe b zu Unrecht als gegeben angenom- 
men worden ist oder 

2. ■ eine der Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 

Nr. 4 nicht mehr gegeben ist. 


(2) Eine nach § 4 Abs. 2 oder 3 erteilte Bestallung 
kann auch zurückgenommen werden, wenn eine der 
nicht auf § 4 Abs. 1 bezogenen Voraussetzungen zu 
Unrecht als gegeben angenommen worden ist. 

§ 10 

(1) Das Ruhen der Bestallung kann angeordnet 
werden, wenn 

1. gegen den Tierarzt wegen des Verdachts 
einer strafbaren Handlung, aus der sich 
seine Unwürdigkeit oder Unzuverlässig- 
keit zur Ausübung des tierärztlichen Be- 
rufs ergeben könnte, ein Strafverfahren 
eingeleitet ist oder 

2. eine der Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 
Nr. 4 nicht mehr gegegeben ist oder 

3. Zweifel bestehen, ob die Voraussetzungen 
des § 4 Abs. 1 Nr. 4 noch erfüllt sind und 
der Tierarzt sich weigert, sich einer ange- 
geordneten amts- oder fachärztlichen Un- 
tersuchung zu unterziehen. 

(2) Die Anordnung ist aufzuheben, wenn ihre 
Voraussetzungen nicht mehr vorliegen. 

(3) Der Tierarzt, dessen Bestallung ruht, darf den 
tierärztlichen Beruf nicht ausüben. 

§ 11 

Der Tierarzt oder sein gesetzlicher Vertreter ist 
in den Fällen der §§ 8, 9 und 10 Abs. 1 vor der Ent- 
scheidung zu hören. 

§ 12 

Auf die Bestallung kann durch schriftliche Erklä- 
rung gegenüber der zuständigen Behörde oder Stelle 
verzichtet werden. Ein Verzicht, der unter einer 
Bedingung erklärt wird, ist unwirksam. 

§ 13 

(1) Eine Erlaubnis zur Ausübung des tierärzt- 
lichen Berufs nach § 2 Abs. 2 kann auf Antrag Per- 
sonen erteilt werden, die eine abgeschlossene Aus- 
bildung für den tierärztlichen Beruf nachweisen. 

(2) Die Erlaubnis kann auf bestimmte Tätigkeiten 
beschränkt und darf nur widerruflich und nur für 
einen Zeitraum bis zu zwei Jahren erteilt werden; 
sie kann einmal für einen Zeitraum von nicht mehr 
als zwei Jahren verlängert werden. Personen, de- 
nen die Erlaubnis erteilt worden ist, haben im übri- 
gen die in Vorschriften des Bundesrechts begründe- 
ten Rechte und Pflichten eines Tierarztes. 

§ 14 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Entgelte für tierärztliche Leistungen einschließ- 
lich der Preise und Preisspannen für vom Tierarzt 
angewandte Arzneimittel in einer Gebührenordnung 
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zu regeln. Dabei ist den berechtigten Interessen der 
Tierärzte und der zur Zahlung der Entgelte Ver- 
pflichteten Rechnung zu tragen. Die Vorschriften der 
Deutschen Arzneitaxe sind zu berücksichtigen. 

§ 15 

(1) Die Bestallung erteilt in den Fällen des § 4 
Abs. 1 Satz 1 die zuständige Behörde des Landes, 
in dem der Antragsteller die Tierärztliche Prüfung 
abgelegt hat. 

(2) Die Entscheidungen nach § 4 Abs. 4 Satz 1 in 
Verbindung mit Satz 2, Abs. 2 und 3, §§ 7 bis 10 und 
13 trifft die zuständige Behörde oder Stelle des 
Landes, in dem der Antragsteller oder Tierarzt 

1. seinen Wohnsitz hat oder, 

2. wenn eine Zuständigkeit nach Nummer 1 
nicht gegeben ist, seinen Wohnsitz begrün- 
den will oder, 

3. wenn eine Zuständigkeit nach Nummer 1 
oder Nummer 2 nicht gegeben ist, zuletzt 
seinen Wohnsitz gehabt hat. 

(3) Die Entscheidungen nach § 4 Abs. 1 Satz 2, 
Abs. 2 und 3 sowie § 9 Abs. 2 sollen nur im Beneh- 
men mit dem Bundesminister für Gesundheitswesen 
getroffen werden. 

(4) Die Landesregierung bestimmt die zur Durch- 
führung dieses Gesetzes zuständigen Behörden und 
Stellen. 

§ 16 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen wird bestraft, 
wer 

1. ohne als Tierarzt bestallt oder nach § 2 Abs. 2 
oder 3 zur Ausübung des tierärztlichen Berufs 
befugt zu sein, eine Bezeichnung führt, die nach 
Lage der Umstände geeignet ist, den Anschein 
zu erwecken, er sei zur Ausübung des tierärzt- 
lichen Berufs im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes berechtigt, 

2. den tierärztlichen Beruf ausübt, solange durch 
vollziehbare Verfügung das Ruhen der Bestal- 
lung angeordnet ist. 

§ 17 

(1) Eine Approbation oder Bestallung, die bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes in seinem Geltungs- 
bereich zur Ausübung des tierärztlichen Berufs be- 
rechtigt, und eine Approbation, die nach § 1 der 
Tierärzteordnung für das Saarland vom 5. Dezember 
1947 (Amtsblatt des Saarlandes 1948, S. 196) erteilt 
worden ist, gelten als Bestallung im Sinne dieses Ge- 
setzes. 

(2) Abweichend von § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 
Buchstabe a beträgt die Dauer des Studiums für An- 
tragsteller, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes die 
tierärztliche Vorprüfung bestanden haben, minde- 
stens neun Semester. 


(3) Eine Erlaubnis, die bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes in seinem Geltungsbereich zur Ausübung 
des tierärztlichen Berufs berechtigt, gilt mit ihrem 
bisherigen Inhalt als Erlaubnis im Sinne des § 2 
Abs. 2. 

(4) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erwor- 
bene Fachtierarztanerkennung berechtigt zur Aus- 
übung des tierärztlichen Berufs als Fachtierarzt un- 
ter der in § 7 Abs. 1 genannten Fachtierarztbezeich- 
nung, die der bisherigen Bezeichnung entspricht. 
Entspricht eine Bezeichnung keiner der in § 7 Abs. 1 
genannten Fachtierarztbezeichnungen, bleibt die Be- 
rechtigung, den tierärztlichen Beruf als Fachtier- 
arzt unter der bisherigen Bezeichnung auszuüben, 
unberührt. 

(5) Bis zum Inkrafttreten der Rechtsverordnun- 
gen nach §§ 5 und 14 sind auf die Tierärztliche Prü- 
fung und die Vorprüfungen sowie auf Entgelte und 
Preise die bisherigen Vorschriften anzuwenden. 

§ 18 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 1-4 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 19 

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme der §§ 5, 14, 15 
Abs. 4 und § 17 Abs. 2 drei Monate nach seiner 
Verkündung in Kraft. §§ 5, 14, 15 Abs. 4 und § 17 
Abs. 2 treten am Tage nach der Verkündung dieses 
Gesetzes in Kraft. 

§ 20 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten außer 
Kraft: 

1. §§ 1 bis 11 und 84 bis 92 der Reichsti er ärzte Ord- 
nung vom 3. April 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 347), 
zuletzt geändert durch die Verordnung zur 
Ergänzung der Reichstierärzteordnung vom 
30. November 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1545), 
sowie §§ 12 bis 18, 83 und 93 der Reichstierärzte- 
ordnung, soweit sie Bundesrecht geworden sind, 

2. §§ 1 bis 16, 22 und 23 der Ersten Verordnung zur 
Durchführung der" Reichstierärzteordnung vom 
25. Juli 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 571), 

3. § 1 der Verordnung zur Ergänzung der Reichstier- 
ärzteordnung vom 11. August 1939 (Reichsgesetz- 
blatt I S. 1389) sowie § 3, soweit sich diese Be- 
stimmung auf § 1 bezieht, 

4. §§ 1 bis 9 und 14 Abs. 3 der Tierärzteordnung 
für das Saarland vom 5. Dezember 1947 (Amts- 
blatt des Saarlandes 1948, S. 196), 

5. das bayerische Gesetz zur Regelung des ärzt- 
lichen Ni ederlassungs Wesens vom 23. Dezember 
1948 (Bereinigte Sammlung des Bayerischen Lan- 
desrechts, Band II S. 62). 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Von den Vorschriften der Rjeichstierärzteordnung 
vom 3. April 1936 (Reichsigesetzbl. I S. 347) sind 
heute im wesentlichen nur noch die Bestimmungen 
über die Zulassung zum tierärztlichen Beruf als 
fortgeltendes Bundesrecht in Kraft. In (den ersten 
Nachkriegsj ähren sind in diesem Bereich teilweise 
unterschiedliche landesrechtliche Regelungen erlas- 
sen worden, die zu vereinheitlichen sind. 

Die Bedeutung des tierärztlichen Berufs für die All- 
gemeinheit macht es notwendig, die Zulassung zu 
diesem Beruf durch ein den heutigen Erfordernissen 
entsprechendes Gesetz zu regeln. Ferner muß eine 
Möglichkeit für die Erteilung ider Bestallung an Aus- 
länder sowie an Personen, die ihre tierärztliche Aus- 
bildung außerhalb der Bundesrepublik erworben 
haben, geschaffen werden. Damit soll auch der Ent- 
wicklung Rechnung getragen werden, die mit dem 
Abschluß des Vertrages zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaiftsgemeinschaft eingeleitet worden 
ist. 

♦ 

Durch das Gesetz entstehen dem Bund und den Län- 
dern keine neuen Kosten. 

♦ 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich 
aus Artikel 74 Nr. 19, bezüglich des § 14 aus Arti- 
kel 74 Nr. 11 des Grundgesetzes. Die Voraussetzun- 
gen des Artikels 72 Abs. 2 des Grundgesetzes sind 
gegeben, insbesondere auch im Hinblick auf die in 
§ 7 des Gesetzes vorgesehene Bestimmung, da die 
bisherigen landesrechtlichen Vorschriften unter- 
schiedliche Regelungen beinhalten. 


II. Besonderer Teil 

Zu § 1 

Absatz 1 umreißt das Berufsbild des Tierarztes. Es 
wird heraus ge stellt, daß dem Tierarzt neben der 
Tätigkeit am oder für das Tier auch .wichtige 
gesundheitspolitische Funktionen im Dienste der 
präventiven Medizin und damit der Volksgesund- 
heit zukommen, die er deswegen wahrzunehmen in 
der Lage ist, weil ihm im Rahmen seiner Ausbih 
düng eine über den allgemeinen medizinisch-biolo- 
gischen und eigentlichen tierheilkundlichen Bereich 
hinausgehende Spezialkenntnis auf den Gebieten 
der Lebensmittelhygiene und Lebensmittelkunde 
vermittelt wird. 

Absatz 2 entspricht dem geltenden Recht. Der tier- 
ärztliche Beruf gehört zu den freien Berufen. 

Zu §§ 2 und 3 

§ 2 Abs. 1 übernimmt aus dem bisherigen Recht den 
Grundsatz, daß zur Ausübung des tierärztlichen Be- 
rufs eine Bestallung als Tierarzt notwendig ist. Die 


Bestallung berechtigt, die Berufsbezeichnung „Tier- 
arzt“ oder „Tierärztin" zu führen und Befugnisse 
wahrzunehmen, die z. B. auf dem Gebiete des Arz- 
neimittel-, Lebensmittel-, Tierschutz- und Tierseu- 
chenrechts Tierärzten Vorbehalten sind. 

§ 2 Abs. 2 soll — wie bisher — eine vorübergehende 
Berufsausübung, etwa zu Fortbildungszwecken, zur 
Durchführung von Forscbungsaufgaben, aufgrund 
einer besonderen Erlaubnis ermöglichen. Die Forde- 
rung nach dem Erwerb der Bestallung erscheint in 
solchen Fällen unbillig und auch unzweckmäßig. Die 
Möglichkeit zur Erteilung 'einer Erlaubnis zur Aus- 
übung des tierärztlichen Berufs bietet darüber hin- 
aus eine Handhabe für Fälle, in denen die Erteilung 
der Bestallung nicht oder nicht kurzfristig möglich 
ist. 

§ 2 Abs. 3 lehnt sich wie § 2 Abs. 1 und 2 an die 
Formulierung der entsprechenden Absätze der Bun- 
desärzteordnung an und entspricht dem bisherigen 
Recht. 

Zu § 4 

Die Vorschriften des § 4 enthalten die Vorausset- 
zungen für die Erteilung der Biestallung. 

Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 haben die unter Nummer 1 fallenden 
Personen einen Rechtsanspruch auf die Bestallung, 
wenn sie die Voraussetzungen der Nummern 2 bis 5 
erfüllen. 

Die Aufnahme der Nummer 5 in das Gesetz, deren 
Inhalt bisher in der Bestallungsordnung geregelt 
war, ist im Hinblick auf Artikel 12 des Grundge- 
setzes notwendig. 

Nach bisherigem Recht war Voraussetzung für die 
Erteilung der Bestallung ein mindestens neun- 
semestriges Studium, die erfolgreiche Ablegung der 
Tierärztlichen Prüfung sowie die Ableistung einer 
sechsmonatigen „ Veterinärpraktikantenzeit" bei 
einem Lehrtierarzt, der einer Zulassung durch die 
zuständige oberste Landesbehörde bedurfte. 

Um der in der Veterinärmedizin zu beobachtenden 
sprungbaften Entwicklung (z. B. auf den Gebieten 
der Lebensmittelkunde und -hygiene, der Virologie, 
der Nutztierintensivhaltung, der künstlichen Besa- 
mung usw.) 'Sowie den ständig steigenden Berufs- 
anforderungen auch (in der Ausbildung genügend 
Rechnung tragen zu können, wird von Fachkreisen 
aus Wissenschaft und Praxis seit langem eine Ver- 
längerung sowohl der Studienzeit lals 'auch der für 
die praktische Tätigkeit vor der Niederlassung ab- 
zuleistenden Zeit gefordert. Wenn auch gegen eine 
weitere Ausweitung der Ausbildungszeiten für die 
akademischen Berufe grundsätzliche Bedenken be- 
stehen, so bat sich die Bundesregierung im Hinblick 
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auf die erhebliche Ausweitung des Lehrstoffes in 
der veterinärmedizinischen Disziplin der Notwen- 
digkeit einer Verlängerung der Studienidauer um 
wenigstens ein Semester nicht verschließen können. 
Sie hofft, daß es im Rahmen der -allgemeinen Hoch- 
schulreform möglich sein wird, -für diese Verlänge- 
rung später einen zeitlichen Ausgleich zu finden. 
Dem Wunsch auf Verlängerung der Veterinärassi- 
stentenzeit ist dagegen nicht Rechnung getragen 
worden. Die Bundesregierung ist der Auffassung, 
daß auch bei Berücksichtigung der Erweiterung des 
Stoffes und der Aufgaben eine rationelle Nutzung 
der vorgesehenen Zeiten zu dem erforderlichen 
Ausbildungsstand führt. 

Um dem Veterinäriassistenten möglichst weit- 
gehende Freiheit bei der Auswahl des Tierarztes, 
bei dem er die Veterinärassistentenzeit lableisten 
will, zu gewährleisten, wurde auf den „Lehrtierarzt" 
verzichtet, zumal die fachgerechte Auswahl der 
hierzu besonders Befähigten in der Praxis schwer 
zu handhaben ist. 

Das Nähere über die Tierärztliche Prüfung regelt 
die Bestallungs Ordnung. 

Zu Absatz 1 Satz 2 

Einen Rechtsanspruch auf die Bestallung sollen auch 
Deutsche haben, die in der Sowjietischen Besatzungs- 
zone Deutschlands oder im Sowj-etsektor von Berlin 
eine abgeschlassene Ausbildung für die Ausübung 
des tierärztlichen Berufs erworben haben. 

Zu den Absätzen 2 und 3 

Die Absätze 2 und 3 -enthalten im Gegensatz zu Ab- 
satz 1 Kannvorschriften. Der Gesetzentwurf geht 
davon aus, daß in der Bundesrepublik in -erster Linie 
Tierärzte tätig sein sollen, die Deutsche sind und in 
der Bundesrepublik ausgebildet werden. Unbescha- 
det des Abschlusses etwaiger zwischenstaatlicher 
Verembarungen sollen im Zeichen einer inter- 
nationalen Verflechtung auf allen Gebieten Per- 
sonen, diie eine abgeschlossene Ausbildung für die 
Ausübung des tierärztlichen Berufs erworben haben, 
die Bestallung jedoch auch dann erhalten können, 
wenn die Ausbildung im Ausland erworben wurde 
oder wenn -der Antragsteller Ausländer ist. Der 
Begriff „abgeschlossene Ausbildung" schließt ein 
vollständiges Studium der Veterinärmedizin, das 
Bestehen -der vorgeschriebenen Prüfungen und die 
Erfüllung aller sonstigen nach dem ausländischen 
Recht geforderten Voraussetzungen ein. 

Die für idle Zulassung zum tierärztliche-n Beruf in 
der Bundesrepublik als unerläßlich zu fordernden 
speziellen Kenntnisse, insbesondere auf arznei- 
mittel rechtlichem, fleischbeschaurechtlichem, lebens- 
mittelrechtlich-em und viehseuchenrechtliche-m Ge- 
biet, machen es in der Regel aber unmöglich, im 
Ausland -eine „gleichwertige" abgeschlossene Aus- 
bildung für die Ausübung des tierärztlichen Berufs 
zu erwerben. Antragsteller dieser Fachgruppe wer- 
den im allgemeinen den Nachweis des Erwerbs von 
Kenntnissen auf den vorgenannten Gebieten in ge- 
eigneter Weise zu erbringen haben. 


Zu Absatz 5 

Die Vorschrift stellt die Aussetzung der Entschei- 
dung über -den Antrag auf Erteilung einer Bestal- 
lung in das Ermessen der zuständigen Behörde. 
Nach der bisher geltenden entsprechenden Vor- 
schrift mußte die Entscheidung ausgesetzt werden. 

Zu§ 5 

Gegenüber der entsprechenden Bestimmung in der 
Reichstierärzteordnung ist die Ermächtigung zum 
Erlaß einer Bestallungsordnung aus verfassungs- 
rechtlichen Gründen stärker konkretisiert. 


Zu § 6 

Während der Veterinärassistentenzeit soll der künf- 
tige Tierarzt seine praktischen Kenntnisse und Fer- 
tigkeiten vertiefen und eine ausreichende Urteils- 
kraft, Sicherheit und Selbständigkeit gewinnen. 
Hierzu muß ihm ein seinem Ausbildungsstand ent- 
sprechendes Maß an Selbständigkeit eingeräumt 
werden. 

Die Neuregelung räumt zugleich die Zweifel aus, 
die hinsichtlich der Befugnisse der Veterinärprak- 
tikanten bei Tätigwerden -auf Tierärzten vorbehal- 
tenen Gebieten bestehen. Die Wahrnehmung solcher 
Befugnisse ist zur Erreichung des angestrebten 
Zieles unerläßlich. 


Zu §7 

Die Vorschrift stellt besondere Anforderungen an 
solche Tierärzte, die ihren Beruf unter einer der 
enum-erativ genannten Fachtierarztbezeichnungen 
aufnehmen wollen. 

Den Fachsparten kommt eine jeweils eigene Bedeu- 
tung zu, durch die sie sich innerhalb des Gesamt- 
bereichs tierärztlicher Tätigkeiten als besondere 
Gruppen abheben. Dieser Umstand hat -bereits zu 
landesrechtlichen Regelungen geführt, die für die 
Facht ierarztanerkennung unterschiedliche Zulas- 
sungsvoraussetzungen -aufweisen. Eine sachgerechte 
Ordnung des Berufs zwingt jedoch zu einer einheit- 
lichen Festlegung dieser Voraussetzungen; Darüber 
hinaus gebietet es das Interesse -derjenigen, die Lei- 
stungen eines Fachtierarztes in Anspruch nehmen, 
daß die Angehörigen dieser Fachgruppen sich einer 
Spezialausbildung unterziehen, die bei ihnen be- 
sondere Kenntnisse und Erfahrungen erw-arten las- 
sen. Tierärzten, die den berechtigten Erwartungen 
eines Leistungsnehmers an einen Fachtierarzt ge- 
recht zu werden vermögen, muß überdies die Mög- 
lichkeit gegeben sein, unter einer die Qualifikation 
erkennen lassenden Bezeichnung den Beruf aufzu- 
nehm-en. Die von einem Fachtierarzt zu erwartenden 
Kenntnisse und Erfahrungen lassen sich nur durch 
mehrjährige Tätigkeit auf dem jeweiligen Fach- 
gebiet erwerben, wobei ggf. verschiedene Spezial- 
ber-eiche berücksichtigt werden müssen; der Fach- 
tierarzt kann mit den schnell fortschreitenden Er- 
kenntnissen der Veterinärmedizin nur bei Be- 
schränkung der Tätigkeit auf das jeweilige Spezial- 
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gebiet Schritt halten. Als Fiachtierarzt soll daher nur 
derjenige den tierärztlichen Beruf aufnehmen dür- 
fen, der sich einer anderen Tätigkeit enthält. 

An den Fachtierarzt für kleine Haustiere, der in 
erster Linie zur Behandlung von Hunden, Katzen, 
Luxus- und Schoßtieren aller Art in Anspruch ge- 
nommen wird, sind insoweit besondere Anforderun- 
gen zu stellen, als auch komplizierte, nicht allgemein 
übliche Verfahren der Diagnostik, Therapie, 
Chirurgie usw. ungeachtet wirtschaftlicher Erwä- 
gungen von ihm verlangt und angewendet werden. 

Der Fachtierarzt für Geflügel muß die wirtschaft- 
lichen Auswirkungen seiner Ratschläge und Maß- 
nahmen im Rahmen der modernen Intensivhaltung 
des Geflügels sowie den Einfluß, den diese auf die 
Beschaffenheit der Eier und des Geflügelfleisches 
haben, sicher beurteilen können. Dazu bedarf es 
spezieller Kenntnisse auf den Gebieten der Ge- 
flügelzucht, -haltung und -fütterung sowie der Ver- 
hütung und Bekämpfung der Erkrankungen. 

Die zunehmiende Verbreitung der künstlichen Besa- 
mung der Haustiere hat dazu igeführt, daß sich Tier- 
ärzte mit Spezialkenntnissen auf den Gebieten der 
Physiologie und Pathologie der Fortpflanzung als 
Fachtierärzte für Haustierbesiamung, Genetik und 
Sterilitätsbekämpfung betätigen. Eine optimale 
Leistung eines Nutztierbestandes kann nur bei fach- 
kundiger Fruchtbarkeitsüberwachung und Steuerung 
der Befruchtung der Nutztiere erzielt werden; dies 
setzt eine besondere Sachkunde in der Sterilitäts- 
bekämpfung, Besamungslehre, Zuchtwertbeurtei- 
lung, Früherkennung von Erbschäden u. a. voraus. 

Von einem Fachtierarzt für Mikrobiologie und La- 
boratoriumsdiagnostik werden Spezialkenntnisse 
insbesondere in der Technik der Bakterien- und 
Viruskultur, in der bakteriologischen und serologi- 
schen Diagnostik, der Epizootologie und Immuno- 
logie erwartet. Seine Tätigkeit erstreckt sich auch 
auf das Gebiet der Pathologie und Histologie sowie 
diagnostische Laboratoriumsmethoden anderer Be- 
reiche. 

Um den Anforderungen eines Fachtierarztes für 
Lebensmittelhygiene gerecht zu werden, bedarf es 
umfassender Kenntnisse auf den Gebieten des Lebens- 
mittelrechts und der Lebensmittelkunde, insbeson- 
dere der Technologie der Lebensmittel tierischer 
Herkunft, von Erfahrungen in der hygienischen Be- 
urteilung sowie der Qualitätsbeurteilung und -beein- 
flussung von Lebensmitteln tierischer Herkunft. 

Der Fachtierarzt für Schlachthofwesen muß — ab- 
gesehen von den Gebieten der Schlachttier- und 
Fleischuntersuchung, der Schlacht- und Fleisch- 
hygiene — über die zur Leitung eines Schlachthofes 
erforderlichen Kenntnisse und Erfahrungen hinsicht- 
lich der Einrichtung, des technischen Betriebs und 
der Verwaltung von Schlacht- und Viehhöfen sowie 
der Kühltechnik verfügen. 

Der Fachtierarzt für Milchhygiene wird als sach- 
verständiger Berater für Aufgaben in Anspruch ge- 
nommen, die sich auf die Hygiene, die Qualität und 
Haltbarkeit von Milch und Milcherzeugnissen be- 


ziehen. Dazu bedarf es besonderer Kenntnisse auf 
allen Bereichen der Gewinnung, der Bearbeitung 
und des Inverkehrbringens von Milch einschließlich 
der mit der Fütterung und Haltung der Milchtiere 
sowie der Beeinflussung von Milch hinsichtlich ihrer 
Eigenschaften, Zusammensetzung und des Keimge- 
haltes zusammenhängenden Fragen. 

Die angesichts des zunehmenden internationalen 
Konkurrenzkampfes unerläßliche Intensivierung der 
Tierhaltung läßt eine angestrebte optimale Wirt- 
schaftlichkeit der Bestände nur erwarten, wenn die 
Fütterung und Ernährung, die Tierseuchenprophy- 
laxe, die Stallhygiene usw. den Erkenntnissen von 
Wissenschaft und Praxis entsprechen. Ein Fachtier- 
arzt für Tierernährung vermag den auf diesem Ge- 
biet an ihn gestellten Anforderungen nur bei ein- 
gehender Kenntnis aller Sachzusammenhänge ge- 
recht zu werden. 

Die Entwicklung und Erprobung neuer Arzneimittel 
früher nie gekannter Wirksamkeit sowie die ständig 
sich erweiternden Kenntnisse über zu beachtende 
Nebenwirkungen von Arzneimitteln erfordern den 
Einsatz immer weiterer Fachkräfte, die sich mit den 
speziellen Fragen des Ablaufs und der Beeinflus- 
sung der Körperfunktionen, des Stoff- und Energie- 
wechsels sowie der Arzneimittellehre besonders be- 
fassen (Fachtierarzt für Pharmakologie). 

Die den tropischen und subtropischen Zonen eigenen 
landschaftlichen, klimatischen und isozialstrukturel- 
len Gegebenheiten sowie die Besonderheit der Tier- 
und Pflanzenwelt erfordern von einem mitteleuro- 
päischen Tierarzt eine weitgehende Anpassung und 
Spezialisierung. Wer als „Fachtierarzt für Tropen- 
veterinärmedizin'' in den Tropen tätig werden oder 
in der Bundesrepublik die im Bereich der Tropen- 
veterinärmedizin erworbenen Kenntnisse und Er- 
fahrungen zum bestimmenden Faktor seines Berufes 
machen will (z. B. Industrie, Ausbildung), bedarf 
einer ausreichenden Qualifikation. 

Der Katalog der Fachtierärzte ln § 7 Abs. 1 ent- 
spricht dem gegenwärtigen Entwicklungsstand der 
t i e r ärz tl i che n Fachbe r uf e . 

Die Ermächtigung des Absatzes 3 ist notwendig, um 
nähere Einzelheiten im Hinblick auf die Voraus- 
setzungen für die Fachtierarztzulassung festlegen zu 
können. 


Zu § 8 

Ist bei Erteilung der Bestallung eine wesentliche 
Voraussetzung zu Unrecht als gegeben angenom- 
men worden und hat die Erteilung der Bestallung 
auf dem Vorliegen dieser Voraussetzung beruht, so 
muß die Bestallung zurückgenommen werden. Das 
gleiche gilt, wenn eine der in ,§ 4 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
genannten Voraussetzungen nicht mehr gegeben ist. 
Es bleibt dem Betroffenen unbenommen, erneut bei 
der zuständigen Behörde den Antrag auf Erteilung 
einer Biestallung nach § 4 zu stellen, sobald er die 
fehlenden Voraussetzungen erfüllt. 
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Zu § 9 

Sind bei Erteilung der Bestallung die Voraussetzun- 
gen des § 4 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 5 Buchstabe b zu 
Unrecht als gegeben angenommen worden, so wird 
die Entscheidung über die Rücknahme der Bestal- 
lung in das Ermessen der zuständigen Behörde ge- 
stellt. Dies ist bei Berücksichtigung der vielfach be- 
stehenden Schwierigkeiten bei der Beurteilung der 
Staatsangehörigkeit und der möglicherweise inzwi- 
schen erworbenen praktischen Kenntnisse und Fer- 
tigkeiten des Betroffenen gerechtfertigt. 


Zu § 10 

Bei den hier genannten Fällen erscheint die Anord- 
nung des Rühens der Bestallung ausreichend. Es 
bedarf nicht der weitergehenden Anordnung einer 
Rücknahme der Bestallung. 

Die Vorschrift gibt eine Handhabe, erforderlich wer- 
dende Maßnahmen schnell zu treffen und, falls ver- 
tretbar, ohne großen Verwaltungsaufwand wieder 
aufzuheben. 


Zu § 11 

Die Anhörungspflicht gegenüber den Betroffenen 
erstreckt sich auf alle Fälle der Rücknahme und des 
Rühens der Bestallung. 


Zu § 12 

Die Zulässigkeit des Verzichts ergibt sich bereits 
aus allgemeinen Grundsätzen; die Anforderungen 
an die Verzichtserklärung sind gestellt, um die 
rechtliche Wirksamkeit der Erklärungen sicher 
feststellen zu können. 


Zu § 13 

Die Erteilung der Erlaubnis zur Ausübung des tier- 
ärztlichen Berufs ist an geringere Voraussetzungen 
geknüpft als die Erteilung der Bestallung. Es genügt 
der Nachweis einer abgeschlossenen Ausbildung für 
den tierärztlichen Beruf, die auch im Ausland er- 
worben sein kann. 

Es entspricht dem Sinn einer Erlaubnis, sie in ihrem 
Umfang entsprechend den geringeren Anforderun- 
gen auf den erforderlichen und vertretbaren Rah- 
men zu beschränken. Die Erlaubnis soll nur eine 
vorübergehende Berufsausübung ermöglichen; ihre 
Geltungsdauer wird daher auf einen Gesamtzeit- 
raum bis zu höchstens vier Jahren beschränkt. 


Zu § 14 

In die Regelungen der tierärztlichen Gebührenord- 
nung sind die Entgelte für die tierärztlichen Leistun- 
gen aufzunehmen. Die Besonderheiten der tierärzt- 
lichen Berufsausübung lassen es darüber hinaus ge- 
boten erscheinen, Preise und Preisspannen für die 
vom Tierarzt angewandten Arzneimittel zu bestim- 
men oder (z. B. bei Impfungen) in die Höhe des Ent- 
gelts für die tierärztliche Leistung einzubezdehen. 
Die Ermächtigung des § 37 des Arzneimittelgesetzes 
erstreckt sich nur auf die Abgabe, nicht aber auf die 
Anwendung von Arzneimitteln. Dies war bei der 
Ausgestaltung der Ermächtigung zu berücksichtigen. 

Zu § 15 

Diese Vorschrift regelt die Zuständigkeiten in Anleh- 
nung an § 12 der Bundesärzteordnung. 

Zu § 16 

Die Strafvorschriften des § 16 entsprechen dem bis- 
herigen Recht. Zuwiderhandlungen gegen die Vor- 
schrift des § 7 können berufsgerichtlich geahndet 
werden. 

Zu § 17 

Bei den Absätzen 1, 3, 4 und 5 handelt es sich um 
die erforderlichen Übergangsregelungen. Nach Ab- 
satz 2 sollen zur Vermeidung von Härtefällen die- 
jenigen, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes be- 
reits die tierärztliche Vorprüfung bestanden haben, 
noch nach bisherigem Recht bestallt werden. Durch 
die getroffene Regelung sind die Interessen der Be- 
teiligten weitgehend berücksichtigt. 

Zu § 18 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 19 

Das Gesetz soll drei Monate nach Verkündung in 
Kraft treten, um eine Übergangszeit zu gewähr- 
leisten. Durch das Inkrafttreten der Vorschriften der 
§§ 5, 14 und 15 Abs. 4 am Tage nach der Verkün- 
dung des Gesetzes soll ermöglicht werden, von den 
dort gegebenen Ermächtigungen alsbald Gebrauch 
machen zu können. 

Zu § 20 

In dieser Vorschrift werden die bundes- und landes- 
rechtlichen Vorschriften über die Berufszulassung 
aufgehoben. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes 
ergibt aich daraus, daß in verschiedenen seiner 
Bestimmungen, u. a. in § 4 Abs. 4 und 5, §§ 11, 
15 Abs. 1, das Verwaltungsverfahren von Lan- 
desbehörden im Sinne von Artikel 84 Abs. 1 
GG geregelt wird. 

2. Zu § 1 

a) Absatz 1 ist eingangs wie folgt zu fassen; 

„(1) Der Tierarzt ist berufen, Leiden 
und . . 

Begründung 

Die vorgeschlagene Neufassung ist eine An- 
gleichung an die entsprechende Regelung 
der Bundesärzteordnung und entspricht der 
Fassung der alten Reichstierärzteordnung. 

b) Absatz 1 ist hinter dem Wort „beizutragen," 
wie folgt zu fassen: 

„den Menschen vor Gefahren und Schädi- 
gungen durch Tierkrankheiten sowie durch 
Lebensmittel und Erzeugnisse tierischer 
Herkunft zu schützen und auf eine Steige- 
rung der Güte von Lebensmitteln tierischer 
Herkunft hinzuwirken." 

Begründung 

Verbesserung der Formulierung im Sinne 
der Gewichtigkeit der einzelnen Arbeitsge- 
biete. 

c) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Der tierärztliche Beruf ist kein Ge- 
werbe." 

Begründung 

Angleichung an die Bundesärzteordnung. 

3. Zu § 4 

a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 sind die Worte 
„mindestens zehn Semestern" durch „minde- 
stens neun Semestern" zu ersetzen. 

Begründung 

Bestrebungen der Ständigen Konferenz der 
Kultusminister der Länder zielen auf eine 
Verkürzung der Studien- und Ausbildungs- 


zeiten ab. Aus diesem Grunde sollte an der 
bisherigen Mindeststudienzeit festgehalten 
werden. Darüber hinaus ergibt sich aus 
einer Aufstellung über bestandene Staats- 
und Diplomprüfungen in dem Aufsatz „Stu- 
dieren die Studenten heute wirklich zu 
lange?" von Dr. Wirbelauer (Die Deutsche 
Universitätszeitung 2/1964 S. 30), daß im 
Studienjahre 1959/1960 alle Staatsprüfungen 
in der Fachrichtung Tiermedizin mit der 
Mindeststudienzeit abgelegt worden sind. 
Danach besteht keine Notwendigkeit dafür, 
daß das Studium der Tiermedizin auf zehn 
Semester verlängert wird. 

b) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 Buchstabe a sind 
eingangs die Worte „im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes" einzufügen. 

Begründung 
Klarstellung des Gewollten. 

4. Zu §§ 5 und 6 

a) Die §§ 5 und 6 sind in der Reihenfolge zu 
vertauschen. 

Begründung 

Durch die Umstellung soll erreicht werden, 
daß die Ermächtigung für die Bundesregie- 
rung auch eine Regelung für die zur Aus- 
bildung ermächtigten Tierärzte umfaßt. 

b) In dem neuen § 5 ist Satz 1 wie folgt zu 
fassen: 

„Die Veterinärassistentenzeit ist bei Tier- 
ärzten abzuleisten, die zur Ausbildung von 
Veterinärassistenten von der zuständigen 
Behörde ermächtigt sind." 

Begründung 

Die Ausbildung der Veterinärassistenten 
sollte wie bisher sogenannten Lehrtierärz- 
ten Vorbehalten bleiben. Diese Tierärzte, die 
in fachlicher und persönlicher Hinsicht be- 
sonders geeignet sein müssen, bieten die 
erforderliche Gewähr für die weitere Aus- 
bildung der Veterinärassistenten. In den 
vergangenen Jahren wurden mit der Aus- 
bildung der Veterinärassistenten bei soge- 
nannten Lehrtierärzten gute Erfahrungen 
gemacht. 

Im übrigen ist in § 64 Abs. 3 der Bestal- 
lungsordnung für Ärzte vom 15. September 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1334) eine ähn- 
liche Regelung getroffen. Hier sind Bestim- 
mungen enthalten, die die Ausbildung der 
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Medizinalassistenten nur besonderen Kran- 
kenhäusern, Instituten, Gesundheitsämtern 
oder Ärzten Vorbehalten, die hierfür von 
der zuständigen Landesbehörde besonders 
ermächtigt sein müssen. 

c) Dem neuen § 5 sind folgende Sätze 2 und 3 
einzufügen: 

„Die Ermächtigung nach Satz 1 ist zeitlich zu 
befristen. Sie kann im Interesse der Ausbil- 
bildung unter Bedingungen und Auflagen 
erteilt werden." 

Der bisherige Satz 2 wird Satz 4 mit folgen- 
dem Wortlaut: 

„Der Veterinärassistent darf auch Tierärzten 
vorbehaltene Tätigkeiten ausüben, soweit 
er unter der Aufsicht oder nach Anleitung 
des Tierarztes tätig wird." 

Begründung 

Die vorgeschlagene Regelung gibt der ober- 
sten Landesbehörde die Möglichkeit, nach 
Ablauf der befristeten Ermächtigung erneut 
die Eignung des Tierarztes als Lehrtierarzt 
zu überprüfen, und ermöglicht es ihr ferner, 
durch Bedingungen und Auflagen Einfluß 
auf die Ausbildung der Veterinärassistenten 
zu nehmen. 

d) In dem neuen § 6 Satz 1 ist hinter dem 
Wort „Veterinärassistentenzeit" ein Komma 
zu setzen und danach einzüfügen „die Er- 
mächtigung nach § 5". 

Begründung 

In der Bestallungsordnung sollen die per- 
sönlichen und fachlichen Voraussetzungen 
für den ermächtigten Tierarzt geregelt wer- 
den. 

5. Zu § 7 

§ 7 ist zu streichen. 

Begründung 

Nach Artikel 74 Nr. 19 GG ist der Bund nur zu- 
ständig zur Gesetzgebung auf dem Gebiet der 
„Zulassung zu den ärztlichen Heilberufen". Zu 
den ärztlichen Heilberufen gehören der Beruf 
des Arztes, des Tierarztes und des Zahnarztes. 
Die Tätigkeit als Facharzt ist nicht die Aus- 
übung eines daneben bestehenden weiteren Be- 
rufs, sondern eine besonders gestaltete Tätig- 
keit innerhalb des Berufs des Arztes, Tierarztes 
oder Zahnarztes. Die gesetzliche Regelung die- 
ser Tätigkeit bezieht sich auf die Art der Aus- 
übung des Berufs des Arztes, Tierarztes oder 
Zahnarztes und fällt daher nicht in die Zustän- 
digkeit des Bundes nach Artikel 74 Nr. 19 GG. 
Von dieser Auffassung ist der Gesetzgeber bis- 
her, insbesondere bei der Schaffung der Bun- 
desärzteordnung, ausgegangen, die keine Rege- 
lung des Facharztwesens enthält, obwohl bei 
den Ärzten dieselbe Sachlage gegeben ist, wie 
bei den Tierärzten. 


Ein Bedürfnis für eine bundesgesetzliche Rege- 
lung besteht überdies nicht. In den Ländern ist 
die Materie in den von den Aufsichtsbehörden 
genehmigten Berufsordnungen der Kammern 
zufriedenstellend geregelt. Eine gesetzliche 
Fixierung der im Entwurf vorgesehenen Arten 
von Fachtierärzten würde eine leichte und 
rasche Anpassung an die Entwicklung der Wis- 
senschaft und der praktischen Bedürfnisse er- 
schweren. 


6. Zu § 10 

In Absatz 1 Nr. 3 sind hinter dem Wort „einer" 
die Worte „von der zuständigen Behörde" ein- 
zufügen. 

Begründung 

Angleichung an die Bundesärzteordnung. 


7. Hinter § 11 

Hinter § 11 ist folgender § 11 a einzufügen: 

„§ 11 a 

Einer Person, deren Bestallung zurückgenom- 
men worden ist, kann auf Antrag eine Bestal- 
lung mit Wirkung vom Tage der Ausstellung 
an erteilt werden, wenn Umstände vorliegen, 
die die Wiederaufnahme des tierärztlichen Be- 
rufs unbedenklich erscheinen lassen." 

Begründung 

Eine entsprechende Bestimmung findet sich in 
§ 6 des Zahnheilkundegesetzes und in § 8 der 
Bundesärzteordnung. Sie fehlt aber bisher in 
dem Entwurf der Bundes-Tierärzteordnung. Es 
wird lediglich in der Begründung zu § 8 aus- 
geführt: 

„Es bleibt dem Betroffenen unbenommen, er- 
neut bei der zuständigen Behörde den An- 
trag auf Erteilung einer Bestallung nach § 4 
zu stellen, sobald er die fehlenden Voraus- 
setzungen erfüllt." 

Es bedarf auch in der Bundes-Tierärzteordnung 
einer ausdrücklichen Regelung, weil in allen 
Fällen, in denen dem Tierarzt die Bestallung 
entzogen worden ist (beispielsweise wenn er 
auf Grund einer strafgerichtlichen Verurteilung 
unwürdig ist, den tierärztlichen Beruf auszu- 
üben), nicht ersichtlich ist, wann davon ausge- 
gangen werden kann, daß diese Unwürdigkeit 
nicht mehr besteht. 

8. Zu § 12 

In Satz 1 sind die Worte „oder Stelle" zu strei- 
chen. 

Begründung 

Es ist unzweckmäßig, einer anderen Stelle als 
der zuständigen Behörde den Verzicht zu er- 
klären. 
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9. Zu § 15 

In Absatz 2 ist das Zitat „§§ 7 bis 10" durch 
„§§ 8 bis 10" zu ersetzen. 

Begründung 

Folge des Streichungsvorschlages zu § 7. 

10. Zu § 17 

a) Absatz 2 ist zu streichen, 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu § 4 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 5. 

b) Absatz 4 ist zu streichen, 

Begründung 

Folge des Streichungsvorschlages zu § 7. 

c) In Absatz 5 ist das Zitat „§§ 5 und 14" durch 
„§§ 6 und 14" zu ersetzen. 

Begründung 

Folge des Vorschlages auf Änderung der 
Reihenfolge der §§ 5 und 6. 

11. Zu § 19 

In Satz 1 und 2 ist jeweils das Zitat „§§ 5," 
durch „§§ 6," zu ersetzen. 

Begründung 

Folge des Vorschlages auf Änderung der Rei- 
henfolge der §§ 5 und 6. 


12. Zu § 20 

Die Nummern 1 und 3 sind wie folgt zu fassen: 

„1. §§ 1 bis 11, 13 Abs. 2 Satz 2, §§ 15, 16, 84, 
85, 91 und 92 der Reichstierärzteordnung 
vom 3. April 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 347), 
zuletzt geändert durch die Verordnung zur 
Ergänzung der Reichstierärzteordnung vom 
30. November 1940 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1545),". 

„3. § 1 der Verordnung zur Ergänzung der 
Reichstierärzteordnung vom 11, August 
1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1389),". 

Begründung 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes zur 
Aufhebung von §§ 12, 13 Abs. 1 und Abs. 2 
Satz 1 und der §§ 14, 17, 18, 83, 86, 87, 88, 89 
und 90 der Reichstierärzteordnung ist nicht ge- 
geben, weil diese Vorschriften nicht das ärzt- 
liche Zulassungswesen betreffen. Auch die 
entsprechenden Vorschriften der Reichsärzte- 
ordnung sind nicht durch den Bundesgesetz- 
geber aufgehoben worden; vgl, § 16 Abs. 2 
Nr. 1 der Bundesärzteordnung. 

Bei § 93 der Reichstierärzteordnung und § 3 der 
Verordnung zur Ergänzung der Reidistierärzte- 
ordnung handelt es sich um Vorschriften über 
das Inkrafttreten, deren Aufhebung nicht erfor- 
derlich ist; vgl. § 16 Abs, 2 der Bundesärzte- 
ordnung. 

13. Die Bundesregierung wird gebeten, für die 
Bundesärzteordnung und für die Bundes-Tier- 
ärzteordnung eine einheitliche Regelung anzu- 
streben, soweit nicht aus sachlichen Gründen 
Abweichungen geboten sind. 
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Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 2. 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

Zu 3. Buchstabe a 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß in der Bundes-Tierärzteordnung ein in Jah- 
ren abzuleistendes Studium gefordert wird. Hierdurch 
soll den Fakultäten und der Tierärztlichen Hoch- 
schule in Hannover die Möglichkeit eröffnet wer- 
den, im Rahmen einer Studiumreform, z. B. durch 
Verkürzung der Ferienzeit, die angestrebte Vertie- 
fung der Ausbildung der Studierenden ohne Ver- 
längerung der Studienzeit zu bewirken. 

Zu 3. Buchstabe b 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 4. 

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung hält es nicht für erforderlich, 
für die Ausbildung von Veterinärassistenten eine 
Gruppe von besonders ermächtigten Tierärzten zu 
bilden, da der Kreis der hierfür in Frage kommen- 
den Personen ohnehin beschränkt ist. Im Gegensatz 
zu den Verhältnissen im Bereich der Humanmedizin 
wird die Veterinärassistentenzeit in der Regel bei 
Tierärzten abzuleisten sein, die eine Allgemein- 
praxis betreiben und deren Tätigkeitsbereich im 
wesentlichen gleichliegende Voraussetzungen für die 
weitere Ausbildung der Veterinärassistenten auf- 
weist. Es dürfte darüber hinaus außerordentlich 
schwierig sein, in einer Rechtsvorschrift praktikable 
und überprüfbare Merkmale niederzulegen, die eine 
Beurteilung der charakterlichen Eignung, des fach- 
lichen Wissens und der pädagogisdien Fähigkeiten 
des einzelnen Tierarztes ermöglichen. Soweit be- 
stimmte objektive, fachliche Gegebenheiten (z. B. 
Umfang oder Art der Praxis) für die Ableistung der 
Veterinärassistentenzeit als notwendig angesehen 
werden, können Regelungen auf Grund des § 5 
des Entwurfs getroffen werden. 

Zu 5. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Es besteht ein Bedürfnis, die Zulassung zu tierärzt- 
lichen Fachberufen bundeseinheitlich zu regeln. Dies 
ergibt sich schon daraus, daß die Regelungen in den 


Ländern, die in Form von Satzungsrecht der Kam- 
mern ergangen sind, z. T. nur partielle Geltung 
haben, unterschiedliche Fachtierarztberufe vorsehen, 
die Bezeichnung nicht einheitlich festlegen und die 
Anerkennung als Fachtierarzt von unterschiedlichen 
Ausbildungsvoraussetzungen abhängig machen. 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes nach 
Artikel 74 Nr. 19 des Grundgesetzes ist umfassend 
und umschließt die Zulassung zu allen Erscheinungs- 
formen ärztlicher Tätigkeit. Die restriktive Ausle- 
gung des Bundesrates findet im Wortlaut des Arti- 
kels 74 Nr. 19 keine Stütze. 

Zu 6. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 7. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Umstände, die eine Wiederaufnahme des tierärzt- 
lichen Berufs unbedenklich erscheinen lassen, 
reichen als Voraussetzung für die Erteilung einer 
Bestallung nicht aus. Die Voraussetzungen des § 4 
müssen in jedem Fall erfüllt sein. Auch wenn die 
Bestallung wegen eines Verhaltens im Sinne des 
§ 4 Abs. 1 Nr. 3 aberkannt worden ist, hat der 
Antragsteller einen Rechtsanspruch auf erneute 
Erteilung einer Bestallung, wenn davon ausgegan- 
gen werden kann, daß er die erforderliche Würdig- 
keit und Zuverlässigkeit wieder besitzt. Für die 
Beurteilung dieser Fragen gibt der vorgeschlagene 
§ 11 a ohnehin keine Maßstäbe, 

Zu 8. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 9. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Folge der zu 5. vertretenen Auffassung. 


Zu 10. 

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt, 
Begründung 

Folge der zu 3. Buchstabe a, zu 4. und 5. vertretenen 
Auffassung. 
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Zu 11. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Folge der zu 4. vertretenen Auffassung. 

Zu 12, 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 13. 

Die Bundesregierung wird bemüht bleiben, in der 
Bundesärzteordnung und der Bundes-Tierärzteord- 
nung nach Möglichkeit eine einheitliche Regelung 
herbeizuführen. 
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